
 
Liebe Genossinnen und Genossen,  
liebe Freunde, 
 

Die Menschen wünschen sich zu Recht die schrittweise Rückkehr in ihren ge-
wohnten Alltag. Gleichzeitig fürchten sie eine dritte Corona-Welle mit all ihren 
Gefahren für Gesundheit, das soziale Leben und die Wirtschaft. Umso wichtiger 
war es, dass die Konferenz der Ministerpräsidentinnen und –präsidenten den 
Menschen eine nachvollziehbare und sichere Perspektive vorgelegt hat, indem 
sie länderübergreifend Öffnungsschritte festlegt. Die Kriterien für ein solches 
Konzept sollen dabei auf einer gemeinsamen Grundlage stehen. Wir können eine solide Öffnungsperspektive 
schaffen, wenn wir möglichst viele Menschen schnell impfen, viel testen und Kontakte nachverfolgen. Das ist der 
Weg aus der Pandemie. Und dafür muss es einen Plan geben: keine leeren Versprechen, sondern fachlich und 
organisatorisch abgestimmtes Vorgehen.  
Die Pandemie stellt uns als Gesellschaft vor große Aufgaben. Besonders Frauen kümmern sich in Zeiten von 
Homeoffice, Homeschooling und Kitaschließungen um Vieles gleichzeitig und tragen damit eine Hauptlast in die-
ser Krise. Die Pandemie hat die Geschlechter-Ungleichheiten noch deutlicher offenlegt, daher muss Gleichstel-
lung gerade jetzt unser Ziel sein. Corona darf hier nicht zum Bremser werden. Frauen stehen in der Krisenbewäl-
tigung in vorderster Reihe. Das ist aber viel zu selten der Fall, wenn es um bezahlte Verantwortung geht, ob in 
den Pflegeberufen oder in Spitzenpositionen der Wirtschaft. Wir müssen endlich die tatsächliche Gleichstellung 
von Frauen und Männern in Deutschland erreichen, das ist kein Schönwetterprojekt. Bei uns gibt es nicht nur Ap-
plaus in Krisenzeiten – sondern wir sind dauerhaft Anwältinnen und Anwälte für eine faire Entlohnung, gleiche 
Beteiligung und Partnerschaftlichkeit in Beruf und Familie.  
Der Bundestag hat angesichts des weiterhin dynamischen Infektionsgeschehens in der letzten Sitzungswoche das 
Fortbestehen der  „epidemischen Lage von nationaler Tragweite“ festgestellt.  Grundlage der Regelung ist Para-
graf 5 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG), der dem Bundestag erstmals zu Beginn der Corona-Pandemie im März 
2020 ermöglichte, die epidemische Lage nationaler Trag-
weite festzustellen.  
Mit dem Gesetz zur Fortgeltung der epidemischen Lage 
nationaler Tragweite sind auch die Voraussetzungen dafür 
geschaffen worden, dass dieser Beschluss ab dem Inkraft-
treten des Gesetzes längstens für drei Monate besteht. 
Spätestens dann muss das Parlament erneut über das 
Fortbestehen beraten und entscheiden. Andernfalls gilt 
die epidemische Lage nationaler Tragweite als aufgeho-
ben. Das stärkt die Rechte des Parlaments. Bisher galt die 
Feststellung der pandemischen Lage so lange, bis das Par-
lament sie wieder außer Kraft setzte. Wir als Parlament 
haben die Fäden in der Hand. Wir bestimmen, ob eine epi-
demische Lage vorliegt, und wir machen das nicht mehr 
für ein Jahr, sondern für drei Monate.  
 
Mit herzlichen Grüßen 

 

Euer Johannes  

Johannes Schraps. 

 Bundestagsabgeordneter für das 
Weserbergland. 

Ihr findet mich auch bei :  
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REDE IM DEUTSCHEN BUNDESTAG ZUM WERTPAPIERHANDEL 

In der letzten Sitzungswochen 
haben wir in erster Lesung über 
drei Gesetzentwürfe der Bundes-
regierung zum Wertpapierhan-
del im Deutschen Bundestag dis-
kutiert. Wir setzen damit maß-
gebliche Teile der europäischen 
Finanzmarktrichtlinien in natio-
nales Recht um. Ehrlicherweise 
klingen die Gesetzesentwürfe 
sehr technisch, was aber alle 
drei Gesetzentwürfe eint, ist, 
dass sie alle drei einen wichtigen 
Beitrag zu einem modernen, 
wettbewerbsfähigen und trans-
parenteren Finanzmarkt in 
Deutschland leisten.  
Mit dem Wertpapierinstitutsge-
setz wollen wir ein spezifisches 

Aufsichtssystem für Wertpapier-
firmen etablieren. Das stärkt den 
Verbraucherschutz und ebenso 
die Finanzstabilität. Die Regelun-
gen sind dabei so angelegt, dass 
die Intensität der Beaufsichti-
gung proportional zur Größe der 
Wertpapierinstitute ausgestaltet 
wird. Diese sind im Interesse der 
Kunden dieser Institute, aber 
auch im Interesse der allgemei-
nen Finanzstabilität. Das CBD-
Umsetzungsgesetz dient zu der 
Umsetzung der europäischen 
Covered-Bonds-Richtlinie. Diese 
Richtlinie sieht eine Mindesthar-
monisierung für sogenannte ge-
deckte Schuldverschreibungen 
vor. Viele dieser Produkte, wie 

bei uns eben der Pfandbrief, ver-
fügen über eine sehr lange Tradi-
tion, aber sie sind in den ver-
schiedenen EU-Mitgliedstaaten 
eben auch sehr unterschiedlich 
ausgestaltet. 
Schließlich wird mit dem Gesetz 
zur Einführung elektronischer 
Wertpapiere das deutsche Recht 
für elektronische Wertpapiere 
geöffnet. Das ist nicht nur ein 
zentraler Baustein dieses Geset-
zespakets, sondern auch ein Teil 
der Blockchain-Strategie der 
Bundesregierung.   
Die gesamte Rede findet ihr hier:
   
https://www.youtube.com/
watch?v=Cs-SJ6lkw9s 

https://www.youtube.com/watch?v=Cs-SJ6lkw9s
https://www.youtube.com/watch?v=Cs-SJ6lkw9s


johannaes-schraps.de 
 
 3 johannes-schraps.de 

DIGITALER AUSTAUSCH MIT DEM SPD ORTSVEREIN HOLZMINDEN 

 
Auch mit den Jusos aus dem Un-
terbezirk Holzminden habe ich 
mich zu einer virtuellen Johan-
nisbeerschorle getroffen. 
Wir haben über viele 
Bundes– und kommuna-
le Themen gesprochen. 
Auch haben wir festge-
stellt, dass der regelmä-
ßige Austausch unterei-
nander sehr wichtig ist.  
Ich freue mich immer 
sehr, wenn sich beson-
ders junge Menschen po-
litisch engagieren und 

mitmachen. Natürlich haben wir 
über die kommende Kommunal-
wahl. geredet. Schön, dass sich 

auch hier viele Jusos engagieren 
möchten, ich unterstütze dabei 
sehr gern.  

VIRTUELLE JOHANNISBEERSCHORLE MIT DEN JUSOS HOLZMINDEN 

Digitaler Austausch mit 
dem SPD-Ortsverein Holz-
minden. Natürlich haben 
wir uns intensiv zur leider 
weiterhin sehr aktuellen 
Corona-Situation ausge-
tauscht und über die Aus-
wirkungen auf Schulen 
und Kitas, auf Wirtschaft, 
Einzelhandel, auf die Gast-
ronomie und den gesam-
ten Kulturbereich gespro-
chen. Jeder einzelne von 
uns wünscht sich, endlich 
mal wieder persönlich zu-
sammen kommen zu kön-
nen! Auch über die Koordi-
nation der diesjährigen Wahl-
kämpfe haben wir uns ausge-
tauscht. Parallel zur Bundestags-
wahl werden in diesem Jahr bei 
den Kommunalwahlen in Nieder-
sachsen auch die Orts-, Stadt- 

und Gemeinderäte sowie die 
Kreistage neu besetzt. In der 
Stadt Holzminden wird auch ein 
neuer Bürgermeister oder eine 
neue Bürgermeisterin gewählt. 
Hier hat der SPD-Ortsverein be-

reits seine Unterstützung für 
Christian Belke angekündigt. Ich 
bin gespannt, was uns das kom-
mende Jahr alles bringt und 
freue mich über den offenen 
und anregenden Austausch. 
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 Am 1. März 2021 stellten unsere 
Parteivorsitzenden Saskia Esken 
und Norbert Walter-Borjans und 
unser Kanzlerkandidat Olaf 
Scholz das Zukunftsprogramm 
der SPD in Berlin vor. Am 21. 
März wird es im Parteivorstand 
beschlossen. Am 9. Mai werden 
wir dann auf unserem digitalen 
Parteitag das Programm be-
schließen. 
 
FÜR EINE GESELLSCHAFT DES 
RESPEKTS 
Wir wollen eine Gesellschaft, die 
von gegenseitigem Respekt ge-
tragen wird, frei von Vorurtei-
len. Das schaffen wir nur, wenn 
wir die Würde und den Beitrag 
aller Menschen in gleicher Weise 
anerkennen – auch finanziell. 
Deshalb schaffen wir einen soli-
darischen Sozialstaat, chancen-
gerechte Bildungsangebote, eine 
starke Infrastruktur und ordnen 

den Arbeitsmarkt so, dass nie-
mand sich allein mit Applaus be-
gnügen muss, sondern alle auf 
sichere Arbeitsplätze, gute Löh-
ne und gute Arbeitsbedingungen 
zählen können.  
 
FÜR EINE LEBENSWERTE ZU-
KUNFT  

Wir wollen Antworten auf die 
großen Fragen der Zukunft 
liefern. Deshalb werden wir 
unsere Produktion ökologisch 
revolutionieren, unser Ge-
sundheitssystem stark aufstel-
len, unser Mobilitätssystem 
zum modernsten Europas ma-
chen, die Digitalisierung fair 
und gerecht gestalten und da-
bei Einkommen und Perspek-
tiven für alle sichern. Nur ge-
meinsam machen wir dieses 
Jahrzehnt zu einem der erneu-
erbaren Energien, um unser 
Ziel eines klimaneutralen Lan-
des 2050 zu erreichen.  
 

FÜR EIN SOUVERÄNES EUROPA 
IN DER WELT  
Wir wollen ein souveränes Euro-
pa der Demokratie, der Rechts-
staatlichkeit und der Frei-
heit. Unsere europäischen Wer-
te und Interessen können wir im 
globalen Wettbewerb nur be-
haupten, wenn Europa nach in-
nen geeint und nach außen 
handlungsfähig ist. Nur gemein-
sam werden wir das politische 
und soziale Modell unserer euro-
päischen Demokratien stärken. 

Das gesamte Programm findet 
ihr hier:  
https://
www.zukunftfuerdich.de/ 

 

UNSER ZUKUNFTSPROGRAMM DER SPD 

https://www.zukunftfuerdich.de/
https://www.zukunftfuerdich.de/
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Starke Rechte für Verbrauche-
rinnen und Verbraucher im Dar-
lehensrecht  
Wir stärken die Rechte von Ver-
braucherinnen und Verbrau-
chern beim Abschluss von Darle-
hensverträgen und bei der vor-
zeitigen Rückzahlung von Kredi-
ten. Die Bundesregierung hat 
dazu einen Gesetzentwurf zur 
Änderung des Verbraucherdarle-
hensrechts vorgelegt, den wir in 
dieser Woche in erster Lesung 
beraten. Mit dem Entwurf wer-
den die Vorgaben von zwei Ur-
teilen des Europäischen Ge-
richtshofs (EuGH) umgesetzt.  
Soweit Verbraucherinnen und 
Verbraucher ihre Darlehensver-
bindlichkeiten vorzeitig erfüllen, 
haben sie künftig ein Recht auf 
Ermäßigung aller Kosten des 
Darlehens, entsprechend der 
verbleibenden Laufzeit des Ver-
trages.  
Außerdem wird das gesetzliche 
Muster der Informationen für 
einen Widerruf angepasst: Ver-
braucherinnen und Verbraucher 
haben, wenn sie einen Darle-
hensvertrag abschließen, ein 14-
tägiges Widerrufsrecht. Alle da-
zugehörigen Informationen, wie 
z.B. die geltende Frist für den 
Widerruf, müssen künftig vom 
Kreditinstitut klar verständlich 
und vollständig aufbereitet wer-
den. Verweist eine solche Infor-
mation auf Vorschriften des na-
tionalen Rechts, die wiederum 
auf andere Vorschriften verwei-
sen (sogenannter 
"Kaskadenverweis"), entspricht 

dies nicht den Vorgaben.  
 
Jugendschutz online und offline  
Das Internet ist aus dem Alltag 
von Kindern und Jugendlichen 
nicht mehr wegzudenken – nicht 
erst seit den pandemiebeding-
ten Einschränkungen. Mit der 
veränderten Nutzung gibt es Ri-
siken, die von den bisher gelten-
den Vorschriften nicht mehr an-
gemessen erfasst werden. Mit 
ihrem Gesetzentwurf für eine 
zweite Änderung des Jugend-
schutzgesetzes will die Bundes-
regierung diese Lücken füllen.  
Demnach sollen Anbieter von 
Internetdiensten zu Voreinstel-
lungen verpflichtet werden, die 
Kinder und Jugendliche vor Risi-
ken wie Mobbing, sexualisierter 
Anmache, Hassrede, Tracking 
und finanzieller Abzocke schüt-
zen. Sie sollen außerdem bei 
Spielen oder in sozialen Netz-
werken nicht mehr einfach von 
Fremden gefunden und an-
gesprochen werden können.  
Um riskante Medien besser er-
kennen und bewerten zu kön-
nen, sollen Eltern und pädagogi-
sche Fachkräfte mit einheitli-
chen und aussagekräftigen Al-
terskennzeichnungen eine klare 
Orientierungshilfe bekommen.  
Zur Durchsetzung der Neurege-
lungen soll die 
„Bundesprüfstelle für jugendge-
fährdende Medien“ (BPjM) zur 
„Bundeszentrale für Kinder- und 
Jugendmedienschutz“ weiter-
entwickelt werden. Wenn Ver-
stöße festgestellt werden, wird 

ein „dialogisches Verfahren“ in 
Gang gesetzt. Wenn das nicht 
erfolgreich ist, können weitere 
Schritte ergriffen werden – als 
letzte Konsequenz Bußgelder. 
Der Regierungsentwurf wird in 
2./3. Lesung beraten.   
 
Straßenbau zu Gewerbegebie-
ten fördern  
Seit 1969 fördert der Bund 
schwächer entwickelte Regionen 
im Rahmen der „Gemein-
schaftsaufgabe Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruk-
tur" (GRW). Dadurch werden 
einerseits schon bestehende 
Wirtschaftsstrukturen, beispiels-
weise im Tourismus oder Ge-
werbe, gefördert. Andererseits 
werden Forschung und Entwick-
lung und privatwirtschaftliche 
Investitionen bezuschusst, damit 
es sich für Unternehmen auch 
rechnet, auf die strukturschwa-
chen Standorte zu setzen. Mit 
der GRW-Förderung konnten 
Bund und Länder weitreichen-
des Wachstum und Beschäfti-
gung sichern – und bessere Le-
bensverhältnisse in ganz 
Deutschland realisieren.  
In Zukunft soll auch Straßenbau 
förderfähig sein, der Gewerbe-
gebiete an Landes- oder Bundes-
straßen anschließt. Bisher ist der 
teure Bau oft auf die Gemeinde 
zurückgefallen, die die Kosten 
nicht stemmen konnte. Dazu be-
raten wir in 2./3. Lesung einen 
Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung zur Änderung des GRW-
Gesetzes.  

THEMENAUSBLICK BUNDESTAG  
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DIGITALER AUSTAUSCH MIT SPD-ORTSVEREINEN AUS DEM RAUM 
HESSISCH OLDENDORF                   

Auch mit einem Teil der 
Hessisch Oldendorfer Orts-
vereine (OV Hohenstein, 
Hess. Oldendorf-Süntel, 
Großenwieden-Rhodental 
& Hess. Oldendorf-
Kernstadt) habe ich mich 
im Rahmen einer virtuellen 
Johannisbeerschorle ge-
troffen. Es ist einfach gut, 
sich wenigstens digital 
treffen zu können. Ich habe 
wieder—wie bereits bei 
den anderen Treffen mit 
den Genossinnen und Ge-
nossen—vieles über die 

Aktiven in den Ortsverei-
nen erfahren dürfen. The-
men waren auch hier 
Corona, die Impfstrategie 
und die Kommunal- und 
Bundestagswahl. Am 29. 
März um 19.00 Uhr findet 
ein weiterer Termin mit 
den Hessisch Oldendorfern 
statt, wer also beim letzten 
Mal verhindert war, kann 
sich gerne bei mir im Wahl-
kreisbüro melden, dann 
senden wir zeitnah den 
Einwahllink zu. Ich freue 
mich auf Euch! 

Sechs Monate ist es schon her, 
dass die Bürgerinnen und Bürger 
von Belarus nach der gefälschten 
Präsidentschaftswahl auf die 
Strassen gegangen sind, um für 
ihre Freiheitsrechte zu demonst-
rieren. Seitdem reagiert das Re-
gime mit härtesten Repressio-
nen gegen die friedlichen De-
monstrantinnen und Demonst-
ranten in Belarus. Die haben nun 
erneut einen traurigen Höhe-
punkt erreicht. Laut einem Be-
richt von Amnesty Internatio-
nal werden sogar Kinder in-
haftiert und ihren Eltern wird 
mit Vergeltungsmaßnahmen ge-

droht, wenn sie sich an De-
monstrationen beteiligen. Am 
Montag, dem Internationalen 
Frauentag habe ich meine Positi-
on bezüglich dieser Ereignisse 
deutlich zum Ausdruck gebracht 
und habe an der Aktion für Kin-
der inhaftierter Oppositioneller 
in Belarus teilgenommen. Ich 
habe dieses Spielzeug an die 
Botschaft von Belarus geschickt - 
verbunden mit der Forderung, 
die festgenommenen Minderjäh-
rigen sofort freizulassen und so-
wie Drohungen gegenüber Kin-
dern und Jugendlichen sofort zu 
stoppen. Denn hier werden nicht 

nur Menschenrechte, sondern 
auch die Rechte von Kindern, 
den Schwächsten in der Gesell-
schaft, auf brutale Art und Weise 
verletzt. Das darf nicht so wei-
tergehen! 

SOLIDARITÄTSAKTION FÜR FRAUEN, KINDER UND JUGENDLICHE IN BELARUS 


